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Information zu der Verarbeitung 

„Zentrale Zulassungsevidenz - Kraftfahrzeugzentralregister (KZR)“ 

gemäß Art. 13 und 14 Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) 

 
Namen und die Kontaktdaten des Verantwortlichen: 

 
Bundesminister für Inneres 
Herrengasse 7, 1010 Wien 
Telefon +43 1 531 26-0 
Fax: +43 1 531 26-108613 
E-Mail: post@bmi.gv.at 
 

Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten: 
 

Herrengasse 7, 1010 Wien 
Telefon +43 1 531 26-0 
E-Mail: bmi-datenschutzbeauftragter@bmi.gv.at 

 
 

Zwecke, für die die personenbezogenen Daten verarbeitet werden: 
 

Führung einer zentralen Zulassungsevidenz durch den Bundesminister für Inneres. Zu 
diesem Zweck haben - sofern die Zulassung nicht durch Zulassungsstellen 
vorgenommen wird - die Zulassungsbehörden, die die örtliche Zulassungsevidenz 
automationsunterstützt führen, laufend die Daten der Zulassungsbesitzer, im Falle 
einer Miete des Fahrzeuges aus einem anderen EU-Mitgliedstaat auch die Daten der 
Mieter, gemäß § 47 Abs. 1 Kraftfahrgesetz (KFG) - ausgenommen Beruf und Art des 
Betriebes - sowie Daten über das Kraftfahrzeug oder den Anhänger und die Zulassung 
dem Bundesminister für Inneres mittels maschinell lesbarer Datenträger oder im Wege 
der Datenfernübertragung zu übermitteln. 

Rechtsgrundlage der Verarbeitung: 
 

§ 47 Abs. 4 Kraftfahrgesetz (KFG) 

Dauer, für die die personenbezogenen Daten gespeichert werden: 
 

Die Daten sind nach sieben Jahren ab Abmeldung, Aufhebung oder Erlöschen der 
Zulassung des Fahrzeuges zu löschen. 

Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten: 
 

Auskünfte aus der zentralen Zulassungsevidenz sind gemäß § 47 Abs. 4 KFG im Wege der 
Datenfernverarbeitung dem Bundesministerium für Inneres, dem Bundesministerium für 
Verkehr, Innovation und Technologie, dem Bundesministerium für Finanzen und den 
Finanzbehörden, den Landespolizeidirektionen, den Bezirksverwaltungsbehörden, den 
Magistraten der Städte mit eigenem Statut, den Dienststellen der Bundespolizei, den 
Grenzkontrolldienststellen, den militärischen Organen und Behörden zum Zwecke der 
Vollziehung des Militärbefugnisgesetzes, BGBl. I Nr. 86/2000, den 
Krankenversicherungsträgern, und - nach Maßgabe der technischen und organisatorischen 
Voraussetzungen und kostenneutral für den Bund - den Gemeindesicherheitswachen zu 
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erteilen, soweit diese zur Wahrnehmung der ihnen übertragenen Aufgaben eine wesentliche 
Voraussetzung bilden. Weiters sind Auskünfte automationsunterstützt im Wege der 
Datenfernverarbeitung nach dem Prinzip der Gegenseitigkeit auch Behörden anderer Staaten 
zu erteilen, sofern sich eine solche Verpflichtung aus Gemeinschaftsrecht oder anderen 
zwischenstaatlichen Vereinbarungen ergibt. Weitere Empfänger sind die Finanzstrafbehörden, 
die Autobahnen- und Schnellstraßen-Finanzierungs-Aktiengesellschaft (gemäß § 30 
Bundesstraßen-Mautgesetz 2002), die Stammzahlenregisterbehörde (im Rahmen ihrer 
Befugnisse nach dem E- 
  
Government-Gesetz), die Bundesanstalt Statistik Österreich (gemäß §§ 5, 6 und 9 
Registerzählungsgesetz), die Gerichte (gemäß § 25b Abs. 2a Exekutionsordnung (EO)), die 
Vertragsparteien des „Prümer Vertrages“ (= Vertrag zwischen dem Königreich Belgien, der 
Bundesrepublik Deutschland, dem Königreich Spanien, der Französischen Republik, dem 
Großherzogtum Luxemburg, dem Königreich der Niederlande und der Republik Österreich über 
die Vertiefung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, insbesondere zur Bekämpfung des 
Terrorismus, der grenzüberschreitenden Kriminalität und der illegalen Migration, BGBl. III Nr. 
159/2006 idgF.) sowie die Nationalen Kontaktstellen anderer Staaten (iSd § 47a KFG iVm 
Richtlinie (EU) 2015/413 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 2015 zur 
Erleichterung des grenzüberschreitenden Austauschs von Informationen über die 
Straßenverkehrssicherheit gefährdende Verkehrsdelikte („CBE- Richtlinie“)). 

Rechte der betroffenen Person: 
 

Ein Beschwerderecht bei der österreichischen Datenschutzbehörde (1030 Wien, Barichgasse 40-42, 

Telefon: +43 1 52 152-0, E-Mail: dsb@dsb.gv.at) besteht nach Maßgabe des § 24 Abs. 1 DSG. 

Recht auf Auskunft und Berichtigung oder Löschung personenbezogener Daten: Das 

Auskunftsrecht besteht nach Maßgabe des Art. 15 DSGVO. 

Das Recht auf Berichtigung besteht nach Maßgabe des Art. 16 DSGVO. Das Recht auf Löschung 

besteht nach Maßgabe des Art. 17 DSGVO. 

Das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung besteht gemäß Art. 18 DSGVO. Das 

Widerspruchsrecht besteht gemäß Art. 21 DSGVO. 


	Information zu der Verarbeitung 
	Namen und die Kontaktdaten des Verantwortlichen: 
	Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten: 
	E-Mail: bmi-datenschutzbeauftragter@bmi.gv.at 
	Rechtsgrundlage der Verarbeitung: 
	Dauer, für die die personenbezogenen Daten gespeichert werden: 
	Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten: 
	Rechte der betroffenen Person: 


